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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 13 R 12/13 BH 
 
L 5 R 5289/12 (LSG Baden-Württemberg) 
S 16 R 455/11 (SG Karlsruhe) 
 
 
 
..…………………, 
 
 
 Kläger und Antragsteller, 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Baden-Württemberg, 
Gartenstraße 105, 76135 Karlsruhe, 
 
 Beklagte. 
 

 

 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 5. August 2013 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  S t e i n w e d e l    sowie die Richter   G a s s e r  

und   K a l t e n s t e i n  

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nicht-

zulassung der Revision im Urteil des Landessozialgerichts Baden-Württemberg 

vom 15. Mai 2013 Prozesskostenhilfe zu bewilligen, wird abgelehnt. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Mit Urteil vom 15.5.2013 hat das LSG Baden-Württemberg einen Anspruch des Klägers auf 

Rente wegen Erwerbsminderung verneint. 

 

Mit einem von ihm persönlich unterschriebenen Schreiben vom 20.6.2013, das am 21.6.2013 

beim BSG eingegangen ist, hat der Kläger sinngemäß einen Antrag auf Bewilligung von Pro-

zesskostenhilfe (PKH) unter Beiordnung eines Rechtsanwalts für die Durchführung des Nichtzu-

lassungsbeschwerdeverfahrens gestellt. Er beruft sich ohne nähere Begründung auf "Rechts-

mängel und Verfahrensfehler". 

 

 

II 

 

Der Antrag auf PKH ist abzulehnen. 

 

Gemäß § 73a Abs 1 S 1 SGG iVm § 114 ZPO kann einem Beteiligten, der nach seinen persönli-

chen und wirtschaftlichen Verhältnissen die Kosten der Prozessführung nicht, nur zum Teil oder 

in Raten aufbringen kann, für das Verfahren vor dem BSG PKH bewilligt werden, wenn die be-

absichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet und nicht mutwillig er-

scheint. 

 

Hier fehlt es der beabsichtigten Rechtsverfolgung an hinreichender Aussicht auf Erfolg. 

 

Einzig mögliches Rechtsmittel gegen das angefochtene LSG-Urteil ist die Beschwerde gegen 

die Nichtzulassung der Revision (§ 160a SGG). Es ist aber nicht zu erkennen, dass einer Nicht-

zulassungsbeschwerde des Klägers Erfolg beschieden sein könnte. 

 

Im Verfahren der Nichtzulassungsbeschwerde geht es nicht darum, ob das Urteil des LSG rich-

tig oder falsch ist. Vielmehr ist gemäß § 160 Abs 2 SGG die Revision nur zuzulassen, wenn die 

Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (Nr 1), das Urteil des LSG von einer Entscheidung 

des BSG, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des BVerfG 

abweicht und auf dieser Abweichung beruht (Nr 2) oder wenn ein Verfahrensmangel vorliegt, auf 

dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann (Nr 3). Ein solcher Zulassungsgrund ist nach 

Prüfung des Streitstoffs nicht ersichtlich. 

 

Es ist nicht erkennbar, dass eine Zulassung der Revision gegen das vom Kläger angegriffene 

Berufungsurteil auf § 160 Abs 2 Nr 1 SGG gestützt werden könnte. Grundsätzliche Bedeutung 
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iS dieser Vorschrift hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, die all-

gemeine, über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung besitzt, von der angestrebten Entschei-

dung der Rechtssache im Revisionsverfahren somit erwartet werden kann, dass sie in einer bis-

her nicht geschehenen, jedoch das Interesse der Allgemeinheit berührenden Weise die Rechts-

einheit herstellen, wahren oder sichern oder die Weiterentwicklung des Rechts fördern wird 

(BSG SozR 1500 § 160a Nr 39 S 58; BSG SozR 1500 § 160a Nr 65 S 87; BSG SozR 3-1500 

§ 160a Nr 30 S 57). Dass im Rechtstreit des Klägers solche Rechtsfragen von Bedeutung sind, 

ist nicht ersichtlich. Vielmehr geht es dem Kläger um die Frage, ob aufgrund der bei ihm vorlie-

genden Gesundheitsstörungen und den sich hieraus ergebenden Leistungseinschränkungen ein 

Anspruch auf Rente wegen Erwerbsminderung besteht. Die hierfür bedeutsamen Rechtsfragen 

sind in der Rechtsprechung des BSG bereits hinreichend geklärt. 

 

Auch der Zulassungsgrund der Divergenz (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG) könnte nicht mit Erfolg gel-

tend gemacht werden. Denn das LSG ist in der angefochtenen Entscheidung nicht von höchst-

richterlicher Rechtsprechung abgewichen. 

 

Schließlich lässt sich auch kein Verfahrensfehler feststellen, der gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 SGG 

zur Zulassung der Revision führen könnte. Der Kläger war in der mündlichen Verhandlung vom 

15.5.2013 vor dem Berufungsgericht persönlich anwesend. Ausweislich der Sitzungsnieder-

schrift wurde mit ihm das Sach- und Streitverhältnis erörtert. Soweit er mit der Auswertung und 

Würdigung der eingeholten sachverständigen Zeugenaussagen und der beigezogenen sonsti-

gen medizinischen Unterlagen durch die Vorinstanzen nicht einverstanden ist, ist dies für das 

Verfahren der Nichtzulassungsbeschwerde unerheblich. Nach dem ausdrücklichen Wortlaut von 

§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG kann ein Verfahrensmangel nicht auf eine Verletzung von § 128 Abs 1 

S 1 SGG (Grundsatz der freien richterlichen Beweiswürdigung) gestützt werden. Unbeachtlich 

ist ferner, wenn der Kläger das Urteil aus anderen Gründen für unrichtig halten sollte. Wie oben 

bereits ausgeführt, ist eine allgemeine Überprüfung des Rechtsstreits in dem Sinne, ob das Be-

rufungsgericht in der Sache richtig oder falsch entschieden hat, im Rahmen des Nichtzulas-

sungsbeschwerdeverfahrens nicht zulässig. 

 

Da die aufgezeigten Voraussetzungen für die Bewilligung von PKH nicht vorliegen, kommt auch 

die Beiordnung eines Rechtsanwalts für die Durchführung des Verfahrens der Nichtzulassungs-

beschwerde nicht in Betracht (§ 73a Abs 1 S 1 SGG iVm § 121 Abs 1 ZPO). 
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